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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel I 
Änderung der Bundes-Personalvertretungs-Geschäftsordnung 

§ 1. (1) Die Personalvertretungsausschüsse (Dienststellen-Fach- und 
Zentralausschüsse) sind unter Angabe von Zeit und Ort sowie der Tagesordnung 
schriftlich und so rechtzeitig einzuberufen (§ 22 Abs. 2 des Bundes-
Personalvertretungsgesetzes), daß die Mitglieder der 
Personalvertretungsausschüsse die Verständigung spätestens 48 Stunden vor der 
Sitzung erhalten. Die Einberufung auf elektronischem Weg ist einer schriftlichen 
Einberufung gleichzuhalten. 

§ 1. (1) Die Personalvertretungsausschüsse (Dienststellen-Fach- und 
Zentralausschüsse) sind unter Angabe von Zeit und Ort sowie der Tagesordnung 
schriftlich und so rechtzeitig einzuberufen (§ 22 Abs. 2 des Bundes-
Personalvertretungsgesetzes), daß die Mitglieder der 
Personalvertretungsausschüsse die Verständigung spätestens 48 Stunden vor der 
Sitzung erhalten. Die Einberufung auf elektronischem Weg ist einer schriftlichen 
Einberufung gleichzuhalten. Jedem Mitglied des Personalvertretungsausschusses 
ist auf dessen Verlangen Einsicht in die vorhandenen Unterlagen zu den 
einzelnen Tagesordnungspunkten sowie in den Entwurf des Protokolls der letzten 
Sitzung zu gewähren. 

(2) … (2) … 
§ 2. Das Verlangen der Mitglieder eines Personalvertretungsausschusses, 

diesen Ausschuß einzuberufen (§ 22 Abs. 2 zweiter Satz des Bundes-
Personalvertretungsgesetzes), ist schriftlich an den Vorsitzenden des Ausschusses 
zu richten. 

§ 2. Das Verlangen der Mitglieder eines Personalvertretungsausschusses, 
diesen Ausschuß einzuberufen (§ 22 Abs. 2 zweiter Satz des Bundes-
Personalvertretungsgesetzes), ist schriftlich oder auf elektronischem Weg an den 
Vorsitzenden des Ausschusses zu richten. 

§ 6. Nach der Verlesung und eventuellen Ergänzung der Tagesordnung im 
Sinne des § 5 und nach der Genehmigung des Protokolles der letzten Sitzung 
(§ 16) sind dem Ausschuß die seit der letzten Sitzung eingelangten Schriftstücke 
und die vom Personalvertretungsausschuß abgefertigten Schriftstücke (Ein- und 
Auslauf) zur Kenntnis zu bringen. 

§ 6. Nach der Verlesung und eventuellen Ergänzung der Tagesordnung im 
Sinne des § 5 und nach der Genehmigung des Protokolles der letzten Sitzung 
(§ 16) sind dem Ausschuß die seit der letzten Sitzung eingelangten Schriftstücke 
und die vom Personalvertretungsausschuß abgefertigten Schriftstücke zur 
Kenntnis zu bringen. 

§ 13. (1) … § 13. (1) … 
 (1a) Abweichend von Abs. 1 kann die Verlesung durch die Schriftführerin 

oder den Schriftführer auf den Antragsgegenstand eingeschränkt werden, sofern 
nicht mindestens ein Mitglied die vollständige Verlesung bis zum Zeitpunkt der 
Abstimmung verlangt. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
§ 15. (1) Das Protokoll hat zu enthalten: § 15. (1) Das Protokoll hat zu enthalten: 
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a) bis d) … a) bis d) … 
e) sofern über diesen nicht gesonderte Aufzeichnungen geführt werden, den 

Ein- und Auslauf (§ 6); 
e) sofern über diesen nicht gesonderte Aufzeichnungen geführt werden, die 

ein- und ausgehenden Schriftstücke (§ 6); 
f) bis k) … f) bis k) … 
§ 16. (1) Das Protokoll ist vom Schriftführer bei der nächsten Sitzung des 

Personalvertretungsausschusses vor dem Bericht über den Ein- und Auslauf (§ 6) 
zu verlesen. 

§ 16. (1) Das Protokoll ist von der Schriftführerin oder vom Schriftführer bei 
der nächsten Sitzung des Personalvertretungsausschusses vor dem Bericht über 
die ein- und ausgehenden Schriftstücke (§ 6) zu verlesen. 

 (2) Abweichend von Abs. 1 kann auf die Verlesung des Protokolls durch die 
Schriftführerin oder den Schriftführer durch Beschluss der Ausschussmitglieder 
verzichtet werden, sofern das Protokoll 48 Stunden vorher nachweislich in 
geeigneter elektronischer Form an alle Ausschussmitglieder übermittelt wurde 
und eine Verlesung in der gegenständlichen Sitzung nicht ausdrücklich von einem 
Mitglied verlangt wird. 

(2) Anträge auf Berichtigung oder Ergänzung des Protokolles sind 
unmittelbar nach Verlesung des Protokolles zu stellen. Über sie ist sogleich 
abzustimmen. 

(3) Anträge auf Berichtigung oder Ergänzung des Protokolls sind 
unmittelbar nach Verlesung oder – im Falle des Abs. 2 – nach dem Beschluss 
über den Verzicht auf die Verlesung zu stellen. Über sie ist sogleich 
abzustimmen. 

(3) Das Protokoll bedarf der Genehmigung durch den 
Personalvertretungsausschuß. Es ist vom Schriftführer und vom Vorsitzenden der 
Sitzung, in der es genehmigt wurde, zu unterfertigen. 

(4) Das Protokoll bedarf der Genehmigung durch den 
Personalvertretungsausschuß. Es ist von der Schriftführerin oder vom 
Schriftführer und von der Vorsitzenden oder vom Vorsitzenden der Sitzung, in 
der es genehmigt wurde, zu unterfertigen. 

(4) Den Mitgliedern des Personalvertretungsausschusses ist jederzeit 
Einsicht in das Protokoll zu gewähren. 

(5) Die Protokolle und sonstige Aufzeichnungen sind vom Schriftführer 
aufzubewahren und dem Nachfolger in der Funktion zu übergeben. Auf 
Verlangen ist jedem Mitglied Einsicht in alle Unterlagen zu gewähren und eine 
Ausfertigung des Protokolls schriftlich oder auf elektronischem Weg zur 
Verfügung zu stellen. 

(5) Die Protokolle und sonstige Aufzeichnungen sind vom Schriftführer 
aufzubewahren und dem Nachfolger in der Funktion zu übergeben. 

 

§ 17. (1) Schriftstücke, die namens des Personalvertretungsausschusses 
ausgefertigt werden, sind vom Vorsitzenden und im Falle seiner Verhinderung 
von seinem Stellvertreter zu unterzeichnen. 

§ 17. (1) Schriftstücke, die namens des Personalvertretungsausschusses 
ausgefertigt werden, sind von der Vorsitzenden oder vom Vorsitzenden und im 
Falle ihrer oder seiner Verhinderung von ihrer oder seiner Stellvertretung zu 
unterzeichnen. Die Urschrift ist jedenfalls eigenhändig zu unterschreiben. 

(2) … (2) … 
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(3) Bei schriftlichen Ausfertigungen, die an mehr als zehn Adressaten 

ergehen, kann die Unterschrift auch durch Stempelaufdruck oder im 
Vervielfältigungswege beigesetzt sein; in einem solchen Falle muß die Urschrift 
jedenfalls eigenhändig unterschrieben sein. 

(4) Besitzt der Dienststellenausschuß einen Flach- oder Rundstempel, so 
sind sämtliche Ausfertigungen mit diesem zu versehen. 

 

 Ein- und ausgehende Schriftstücke 
§ 17a. Eingehende Schriftstücke und eine Ausfertigung (Kopie) jedes der 

namens des Personalvertretungsausschusses abgefertigten Schriftstücks sind von 
der Vorsitzenden oder vom Vorsitzenden des Ausschusses aufzubewahren und 
der Nachfolgerin oder dem Nachfolger in der Funktion zu übergeben. Die 
Aufbewahrung dieser der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden übergebenen 
Schriftsütcke kann der Schriftführerin oder dem Schriftführer vom Ausschuss 
übertragen werden. Die Übergabe und Aufbewahrung der Schriftstücke kann 
zusätzlich auch auf elektronischem Weg erfolgen. 

§ 24. (1) Die Einberufung der Dienststellenversammlung ist unter Angabe 
der Tagesordnung spätestens eine Woche vor ihrer Abhaltung schriftlich, 
jedenfalls durch Anschlag an der Amtstafel, in Ermangelung einer solchen an 
einer anderen Stelle der Dienststelle, so bekanntzumachen, daß sie alle 
Bediensteten der Dienststelle leicht zur Kenntnis nehmen können. Der Zeitpunkt 
der Versammlung ist dem Dienststellenleiter spätestens drei Arbeitstage vor ihrer 
Einberufung mitzuteilen. 

§ 24. (1) Die Einberufung der Dienststellenversammlung ist unter Angabe 
der Tagesordnung spätestens eine Woche vor ihrer Abhaltung schriftlich oder auf 
elektronischem Weg, jedenfalls durch Anschlag an der Amtstafel, in 
Ermangelung einer solchen an einer anderen Stelle der Dienststelle, so 
bekanntzumachen, daß sie alle Bediensteten der Dienststelle leicht zur Kenntnis 
nehmen können. Der Zeitpunkt der Versammlung ist dem Dienststellenleiter 
spätestens drei Arbeitstage vor ihrer Einberufung mitzuteilen. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
§ 29. (1) und (2) … § 29. (1) und (2) … 
(3) Das Protokoll ist vom Schriftführer des Dienststellenausschusses (von 

der Vertrauensperson) sowie vom Vorsitzenden der Dienststellenversammlung zu 
unterfertigen. 

(3) Das Protokoll ist von der Schriftführerin oder vom Schriftführer des 
Dienststellenausschusses (von der Vertrauensperson) sowie von der Vorsitzenden 
oder dem Vorsitzenden der Dienststellenversammlung zu unterfertigen. Das 
Protokoll ist von der Schriftführerin oder vom Schriftführer des 
Dienststellenausschusses aufzubewahren und der Nachfolgerin oder dem 
Nachfolger in der Funktion zu übergeben. Die Übergabe der Protokolle kann 
zusätzlich auch auf elektronischem Weg erfolgen. 

(4) Jedem Bediensteten der Dienststelle ist auf sein Verlangen Einsicht in 
das Protokoll zu gewähren. 

(4) Jeder Bediensteten oder jedem Bediensteten der Dienststelle ist auf ihr 
oder sein Verlangen Einsicht in das Protokoll zu gewähren. 
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§ 33. … § 33. … 
 ABSCHNITT VIII 

Inkrafttreten 
§ 34. § 1 Abs. 1, § 2, § 6, § 13 Abs. 1a, § 15 Abs. 1 lit. e, § 16, § 17 Abs. 1, 

§ 17a samt Überschrift, § 24 Abs. 1, § 29 Abs. 3 und 4 sowie Abschnitt VIII samt 
Überschrift in der Fassung der PVGO-PVWO-Novelle 2019, BGBl. II 
Nr. XXX/2019, treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. § 17 
Abs. 3 und 4 in der Fassung der PVGO-PVWO-Novelle 2019, BGBl. II 
Nr. XXX/2019, tritt mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung außer Kraft. 

Artikel II 
Änderung der Bundes-Personalvertretungs-Wahlordnung 

§ 5. (1) Der Zentralwahlausschuß hat § 5. (1) Der Zentralwahlausschuß hat 
 1. und 2. …  1. und 2. … 
so zeitgerecht schriftlich mitzuteilen, daß die Ausschreibung unter der 
Berücksichtigung der sechswöchigen Frist des § 20 Abs. 1 des Bundes-
Personalvertretungsgesetzes erfolgen kann. Der Dienststellenleiter hat diese 
Ausschreibung der Wahl unverzüglich nach der Zustellung kundzumachen. 

so zeitgerecht schriftlich mitzuteilen, daß die Ausschreibung unter der 
Berücksichtigung der Frist des § 20 Abs. 1 des Bundes-
Personalvertretungsgesetzes erfolgen kann. Der Dienststellenleiter hat diese 
Ausschreibung der Wahl unverzüglich nach der Zustellung kundzumachen. 

(2) Der Dienststellenwahlausschuß hat spätestens fünf Wochen vor dem 
(ersten) Wahltage eine Wahlkundmachung zu veröffentlichen, die zu enthalten 
hat: 

 

(2) Der Dienststellenwahlausschuß hat spätestens sechs Wochen vor dem 
(ersten) Wahltage eine Wahlkundmachung zu veröffentlichen, die zu enthalten 
hat: 

 
 a) den Hinweis, daß die für die Stimmabgabe bestimmten Tagesstunden 

und der Ort, an dem die Stimmabgabe zu erfolgen hat, spätestens am 
siebenten Tage vor dem (ersten) Wahltage an dieser Stelle verlautbart 
werden; 

 a) den Hinweis, daß die für die Stimmabgabe bestimmten Tagesstunden 
und der Ort, an dem die Stimmabgabe zu erfolgen hat, spätestens am 
14. Tage vor dem (ersten) Wahltage an dieser Stelle verlautbart 
werden; 

 b) bis e) …  b) bis e) … 
 f) den Hinweis, daß Wahlvorschläge schriftlich beim Vorsitzenden des 

Dienststellenwahlausschusses spätestens vier Wochen vor dem 
(ersten) Wahltage eingebracht werden müssen, widrigenfalls sie nicht 
berücksichtigt werden; ferner den Hinweis, daß die Wahlvorschläge 

 f) den Hinweis, daß Wahlvorschläge schriftlich beim Vorsitzenden des 
Dienststellenwahlausschusses spätestens fünf Wochen vor dem 
(ersten) Wahltage eingebracht werden müssen, widrigenfalls sie nicht 
berücksichtigt werden; ferner den Hinweis, daß die Wahlvorschläge 
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nicht mehr Bewerber (Wahlwerber) enthalten dürfen als die vierfache 
Zahl der zu wählenden Mitglieder des Dienststellenausschusses, 
widrigenfalls jene Wahlwerber, die diese Zahl überschreiten, als nicht 
angeführt gelten; 

  schließlich die Mindestzahl der Unterschriften von Wahlberechtigten 
der Dienststelle, die jeder Wahlvorschlag aufweisen muß; 

nicht mehr Bewerber (Wahlwerber) enthalten dürfen als die vierfache 
Zahl der zu wählenden Mitglieder des Dienststellenausschusses, 
widrigenfalls jene Wahlwerber, die diese Zahl überschreiten, als nicht 
angeführt gelten; 

  schließlich die Mindestzahl der Unterschriften von Wahlberechtigten 
der Dienststelle, die jeder Wahlvorschlag aufweisen muß; 

 g) den Hinweis, daß die zugelassenen Wahlvorschläge ab dem siebenten 
Tage vor dem (ersten) Wahltage am gleichen Orte, an dem die 
Wählerliste aufliegt, zur Einsicht der Wahlberechtigten aufliegen und 
darüber hinaus im Anschlusse an diese Kundmachung angeschlagen 
werden; 

 g) den Hinweis, daß die zugelassenen Wahlvorschläge ab dem 14. Tage 
vor dem (ersten) Wahltage am gleichen Orte, an dem die Wählerliste 
aufliegt, zur Einsicht der Wahlberechtigten aufliegen und darüber 
hinaus im Anschlusse an diese Kundmachung angeschlagen werden; 

 h) und i) …  h) und i) … 
(3) … (3) … 
§ 6. (1) Der Dienststellenleiter ist verpflichtet, dem 

Dienststellenwahlausschuß das zur Durchführung der Wahl erforderliche 
Verzeichnis der Bediensteten der Dienststelle spätestens fünf Wochen vor dem 
(ersten) Wahltag zur Verfügung zu stellen. In das Verzeichnis sind alle 
Bediensteten aufzunehmen, die am Stichtag (§ 15 Abs. 2 des Bundes-
Personalvertretungsgesetzes) der Dienststelle angehören (§ 8 Abs. 4 des Bundes-
Personalvertretungsgesetzes), und zwar auch dann, wenn sie am Stichtag einer 
anderen Dienststelle dienstzugeteilt sind. In das Verzeichnis sind weiters solche 
Bedienstete aufzunehmen, die am Stichtag zwar der Dienststelle nicht angehören, 
wohl aber berechtigt sind, bei dieser Dienststelle ihr Wahlrecht zum Fach- oder 
Zentralausschuß oder nur zum Zentralausschuß auszuüben (§§ 34 Abs. 5 und 43 
Abs. 5 und 6). Bedienstete, die von einer anderen Dienststelle dienstzugeteilt 
sind, sind ohne Rücksicht auf die Dauer dieser Dienstzuteilung nicht in das 
Verzeichnis aufzunehmen. 

§ 6. (1) Der Dienststellenleiter ist verpflichtet, dem 
Dienststellenwahlausschuß das zur Durchführung der Wahl erforderliche 
Verzeichnis der Bediensteten der Dienststelle spätestens sechs Wochen vor dem 
(ersten) Wahltag zur Verfügung zu stellen. In das Verzeichnis sind alle 
Bediensteten aufzunehmen, die am Stichtag (§ 15 Abs. 2 des Bundes-
Personalvertretungsgesetzes) der Dienststelle angehören (§ 8 Abs. 4 des Bundes-
Personalvertretungsgesetzes), und zwar auch dann, wenn sie am Stichtag einer 
anderen Dienststelle dienstzugeteilt sind. In das Verzeichnis sind weiters solche 
Bedienstete aufzunehmen, die am Stichtag zwar der Dienststelle nicht angehören, 
wohl aber berechtigt sind, bei dieser Dienststelle ihr Wahlrecht zum Fach- oder 
Zentralausschuß oder nur zum Zentralausschuß auszuüben (§§ 34 Abs. 5 und 43 
Abs. 5 und 6). Bedienstete, die von einer anderen Dienststelle dienstzugeteilt 
sind, sind ohne Rücksicht auf die Dauer dieser Dienstzuteilung nicht in das 
Verzeichnis aufzunehmen. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
§ 8. (1) Die Wählerliste ist spätestens vier Wochen vor dem (ersten) 

Wahltage aufzulegen (§ 20 Abs. 2 zweiter Satz des Bundes-
Personalvertretungsgesetzes). Einwendungen gegen die Wählerliste sind beim 
Vorsitzenden des Dienststellenwahlausschusses einzubringen. Verspätet 
eingebrachte Einwendungen haben unberücksichtigt zu bleiben. 

§ 8. (1) Die Wählerliste ist spätestens fünf Wochen vor dem (ersten) 
Wahltage aufzulegen (§ 20 Abs. 2 zweiter Satz des Bundes-
Personalvertretungsgesetzes). Einwendungen gegen die Wählerliste sind beim 
Vorsitzenden des Dienststellenwahlausschusses einzubringen. Verspätet 
eingebrachte Einwendungen haben unberücksichtigt zu bleiben. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
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§ 10. (1) bis (4) … § 10. (1) bis (4) … 
(5) Eine Zurückziehung einzelner Unterschriften auf dem Wahlvorschlag 

nach dessen Einlangen beim Dienststellenwahlausschuß ist vom 
Dienststellenwahlausschuß nicht zur Kenntnis zu nehmen, es sei denn, daß dem 
Dienststellenwahlausschuß glaubhaft gemacht wird, daß ein Unterzeichner des 
Wahlvorschlages durch einen wesentlichen Irrtum oder durch arglistige 
Täuschung oder Drohung zur Leistung der Unterschrift bestimmt worden ist und 
die Zurückziehung der Unterschrift spätestens am zehnten Tage vor dem (ersten) 
Wahltage erfolgt ist. 

(5) Eine Zurückziehung einzelner Unterschriften auf dem Wahlvorschlag 
nach dessen Einlangen beim Dienststellenwahlausschuß ist vom 
Dienststellenwahlausschuß nicht zur Kenntnis zu nehmen, es sei denn, daß dem 
Dienststellenwahlausschuß glaubhaft gemacht wird, daß ein Unterzeichner des 
Wahlvorschlages durch einen wesentlichen Irrtum oder durch arglistige 
Täuschung oder Drohung zur Leistung der Unterschrift bestimmt worden ist und 
die Zurückziehung der Unterschrift spätestens am 17. Tage vor dem (ersten) 
Wahltage erfolgt ist. 

(6) … (6) … 
§ 22. (1) Wahlberechtigte, die zur brieflichen Stimmabgabe berechtigt sind 

(§ 11), können ihre ausgefüllten Stimmzettel dem Dienststellenwahlausschuß 
durch die Post, Dienst- oder Kurierpost einsenden. Der Stimmzettel muß sich in 
dem vom Dienststellenwahlausschuß übermittelten Umschlag (Wahlkuvert) 
befinden, der zur Wahrung des Wahlgeheimnisses keinerlei Aufschrift oder 
Zeichen tragen darf, die auf die Person des Wählers schließen lassen. Dieser 
Umschlag ist in den vom Dienststellenwahlausschuß ebenfalls übermittelten 
zweiten Umschlag (Briefumschlag) zu legen und im Postwege dem 
Dienststellenwahlausschuß zu übermitteln. Bedienstete mit österreichischer 
Staatsbürgerschaft, die bei einer Dienststelle im Ausland verwendet werden, 
dürfen ihre Stimme auch unter Benützung der Dienst- oder Kurierpost abgeben. 

§ 22. (1) Wahlberechtigte, die zur brieflichen Stimmabgabe berechtigt sind 
(§ 11), können ihre ausgefüllten Stimmzettel dem Dienststellenwahlausschuß 
durch die Post, Dienst- oder Kurierpost einsenden. Der Stimmzettel muß sich in 
dem vom Dienststellenwahlausschuß übermittelten Umschlag (Wahlkuvert) 
befinden, der zur Wahrung des Wahlgeheimnisses keinerlei Aufschrift oder 
Zeichen tragen darf, die auf die Person des Wählers schließen lassen. Dieser 
Umschlag ist in den vom Dienststellenwahlausschuß ebenfalls übermittelten 
zweiten Umschlag (Briefumschlag) zu legen und im Postwege dem 
Dienststellenwahlausschuß zu übermitteln. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
§ 33. Der Fachwahlausschuß hat die zugelassenen Wahlvorschläge den 

Dienststellenwahlausschüssen seines Bereiches spätestens acht Tage vor dem 
(ersten) Wahltage mitzuteilen. Die Bekanntmachung dieser Wahlvorschläge 
obliegt den Dienststellenwahlausschüssen. 

§ 33. Der Fachwahlausschuß hat die zugelassenen Wahlvorschläge den 
Dienststellenwahlausschüssen seines Bereiches spätestens 15 Tage vor dem 
(ersten) Wahltage mitzuteilen. Die Bekanntmachung dieser Wahlvorschläge 
obliegt den Dienststellenwahlausschüssen. 

§ 35. (1) … § 35. (1) … 
(2) Das in der Dienststelle erzielte Ergebnis der Wahl zum Fachausschuss ist 

vom Vorsitzenden des Dienststellenwahlausschusses dem Fachwahlausschuss 
ohne Verzug sowohl telefonisch, per Telefax oder per E-Mail als auch schriftlich 
mitzuteilen. 

(2) Das in der Dienststelle erzielte Ergebnis der Wahl zum Fachausschuss ist 
vom Vorsitzenden des Dienststellenwahlausschusses dem Fachwahlausschuss 
ohne Verzug sowohl telefonisch, per Telefax oder auf elektronischem Weg als 
auch schriftlich mitzuteilen. 

(3) … (3) … 
§ 42. Der Zentralwahlausschuß hat die zugelassenen Wahlvorschläge den § 42. Der Zentralwahlausschuß hat die zugelassenen Wahlvorschläge den 
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Dienststellenwahlausschüssen seines Bereiches spätestens acht Tage vor dem 
(ersten) Wahltage mitzuteilen. Die Bekanntmachung dieser Wahlvorschläge 
obliegt den Dienststellenwahlausschüssen. 

Dienststellenwahlausschüssen seines Bereiches spätestens 15 Tage vor dem 
(ersten) Wahltage mitzuteilen. Die Bekanntmachung dieser Wahlvorschläge 
obliegt den Dienststellenwahlausschüssen. 

§ 44. (1) … § 44. (1) … 
(2) Das in der Dienststelle erzielte Ergebnis der Wahl zum Zentralausschuss 

ist dem Zentralwahlausschuss vom Vorsitzenden des 
Dienststellenwahlausschusses ohne Verzug sowohl telefonisch, per Telefax oder 
per E-Mail als auch schriftlich mitzuteilen. 

(2) Das in der Dienststelle erzielte Ergebnis der Wahl zum Zentralausschuss 
ist dem Zentralwahlausschuss vom Vorsitzenden des 
Dienststellenwahlausschusses ohne Verzug sowohl telefonisch, per Telefax oder 
auf elektronischem Weg als auch schriftlich mitzuteilen. 

(3) … (3) … 
§ 47. Auf die Wahl der Vertrauenspersonen (§§ 30 und 31 des Bundes-

Personalvertretungsgesetzes) finden, soweit in den folgenden Vorschriften dieses 
Abschnittes nichts anderes bestimmt wird, die Bestimmungen des Abschnittes I 
sinngemäße Anwendung. 

§ 47. Auf die Wahl der Vertrauenspersonen (§§ 30, 31 und 35 Abs. 3 des 
Bundes-Personalvertretungsgesetzes) finden, soweit in den folgenden 
Vorschriften dieses Abschnittes nichts anderes bestimmt wird, die Bestimmungen 
des Abschnittes I sinngemäße Anwendung. 

§ 53. (1) und (2) … § 53. (1) und (2) … 
(3) Der Beginn und der Lauf einer Frist wird durch Sonn- und Feiertag, 

einen Samstag oder den Karfreitag nicht behindert. 
(3) Der Beginn und der Lauf einer Frist wird durch einen Sonn- oder 

Feiertag oder einen Samstag nicht behindert. 
(4) Fällt das Ende einer Frist auf einen Sonn- oder Feiertag, auf einen 

Samstag oder den Karfreitag, so endet die Frist am nächstfolgenden Werktage. Ist 
der betreffende Werktag der Karfreitag oder ein Samstag, so endet die Frist am 
nächstfolgenden Werktag. 

(4) Fällt das Ende einer Frist auf einen Sonn- oder Feiertag oder auf einen 
Samstag, so endet die Frist am nächstfolgenden Werktag. 

(5) … (5) … 
(6) Arbeitstage im Sinne dieser Verordnung sind die Werktage ohne die 

Samstage und den Karfreitag. 
(6) Arbeitstage im Sinne dieser Verordnung sind die Werktage ohne die 

Samstage. 
(7) … (7) … 
 ABSCHNITT VI 

Inkrafttreten 
§ 54. § 5 Abs. 1 und 2, § 6 Abs. 1, § 8 Abs. 1, § 10 Abs. 5, § 22 Abs. 1, § 33, 

§ 35 Abs. 2, § 42, § 44 Abs. 2, § 47, § 53 Abs. 3, 4 und 6 sowie Abschnitt VI 
samt Überschrift in der Fassung der PVGO-PVWO-Novelle 2019, BGBl. II 
Nr. XXX/2019, treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 

 


	Textgegenüberstellung 
	Artikel I 
	Änderung der Bundes-Personalvertretungs-Geschäftsordnung 
	ABSCHNITT VIII 
	Inkrafttreten 


	Artikel II 
	Änderung der Bundes-Personalvertretungs-Wahlordnung 
	ABSCHNITT VI 
	Inkrafttreten 



